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Abstimmung vom 21. Mai 2017

Sehr geehrte Mitbürgerinnen und Mitbürger

Kantonsrat und Regierungsrat unterbreiten Ihnen für die Abstimmung vom  
21. Mai 2017 zwei kantonale Vorlagen:

	 Volksinitiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den Kanton Schwyz»

Die Initiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den Kanton Schwyz» will die 
kantonale Gesetzgebung so abändern, dass ab 1. Januar 2018 für Neubauten in 
der Regel der PlusEnergiehaus-Standard eingehalten werden muss. Für die ener-
getische Instandstellung von bestehenden Bauten sei ein Anreizsystem zu schaf-
fen, um den Energiebedarf zu reduzieren, energieeffiziente Haustechnikkonzepte 
anzuwenden und erneuerbare Energien einzusetzen.

	 Volksinitiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemeinden»

Die Initiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemeinden» verlangt zur 
Hauptsache, dass die Zuständigkeit für den zivilrechtlichen Kindes- und Erwach-
senenschutz vom Kanton auf die Gemeinden übertragen wird. Diese sollen fortan 
auch für die administrative Aufsicht über die Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörde (KESB) zuständig sein.

Schwyz, im März 2017	 Im Namen des Regierungsrates

	 Der Landammann: Othmar Reichmuth
	 Der Staatsschreiber: Dr. Mathias E. Brun
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Erläuterungen

1. Volksinitiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den Kanton Schwyz»

1.1 Übersicht und Abstimmungsfrage

Am 8. Januar 2014 wurde die Initiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den 
Kanton Schwyz» eingereicht. Die in der Form einer allgemeinen Anregung verfasste 
Initiative verlangt eine Änderung des kantonalen Energiegesetzes. Neubauten sollen 
ab 2018 in der Regel nur noch als PlusEnergiehäuser erstellt werden. Für die ener-
getische Instandstellung von bestehenden Bauten ist ein Anreizsystem zu schaffen, 
um den Energiebedarf zu reduzieren, energieeffiziente Haustechnikkonzepte anzu-
wenden und erneuerbare Energien einzusetzen.

Die Initiative wird unter anderem damit begründet, dass sich der Kanton Schwyz im 
Gebäudebereich vermehrt selber mit Energie versorgen soll. Die Initianten verspre-
chen sich dadurch eine grössere Unabhängigkeit, eine höhere Versorgungssicher-
heit und wirtschaftliche Impulse.

Der Kantonsrat hat an seiner Sitzung vom 16. März 2016 die Initiative beraten und 
als gültig erklärt. Er empfiehlt mit 55 zu 37 Stimmen – entsprechend dem Antrag 
des Regierungsrates – die Initiative abzulehnen.

Die Initiative verfügt über Elemente, die auch in den neuen Mustervorschriften der 
Kantone im Energiebereich vorgesehen sind. Der Regierungsrat und die Mehrheit 
des Kantonsrates sind jedoch der Auffassung, dass die Initiative über das Ziel hin-
ausschiesst, was die Anforderungen an Neubauten betrifft und im behördlichen 
Vollzug vom bestehenden System abweicht. Damit wäre eine interkantonale Harmo-
nisierung der Anforderungen an Neubauten nicht mehr möglich.

Abstimmungsfrage
Wollen Sie die Volksinitiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den Kan-
ton Schwyz» annehmen?
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1.2 Ausgangslage und gesetzliche Grundlage

Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich (MuKEn)

Im Bereich der Gebäudeenergie arbeiten die kantonalen Energiedirektionen seit 
mehreren Jahren eng zusammen. Ein Ziel dieser Zusammenarbeit ist die Entwick-
lung und Abstimmung der energierechtlichen Vorschriften im Gebäudebereich. Alle 
Kantone halten sich in der kantonalen Energiegesetzgebung an diese Muster- 
vorschriften. Damit wird ein hohes Mass an Harmonisierung erreicht, was sowohl die 
Bauplanung als auch die Baubewilligungsverfahren schweizweit vereinfacht. 

Die vierte Ausgabe dieser kantonalen Mustervorschriften im Energiebereich  
(MuKEn 2014) hat die aktuelle Entwicklung in Richtung energieeffizienter Gebäu-
de aufgenommen. Einzelne Kantone wie Bern und Luzern haben mit dem Umset-
zungsprozess bereits begonnen. Im Kanton Schwyz hat der Regierungsrat im  
vergangenen Jahr bei der Revision des kantonalen Energiegesetzes einen Marsch-
halt beschlossen, um zuerst die konkrete Ausgestaltung der Energiestrategie des 
Bundes abzuwarten. 

Niveau der Anforderungen an Neubauten

Die Volksinitiative verlangt für Neubauten den «PlusEnergiehaus»-Standard. Ein 
solches Gebäude produziert über die Jahresbilanz betrachtet mehr Energie als  
seine Bewohnerinnen und Bewohner im Haus für Wärme, Warmwasser, Geräte und 
Licht verbrauchen. Damit geht die Initiative bei Neubauten über die Anforderung 
der neuen Mustervorschriften (2014) hinaus. 

1.3 Die Volksinitiative im Wortlaut

Kantonale Volksinitiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den Kanton Schwyz»

Die unterzeichnenden, im Kanton Schwyz stimmberechtigten Personen stellen hier-
mit, gestützt auf § 31 Abs. 2 der Schwyzer Kantonsverfassung, folgendes Begehren:

1.	 Die kantonale Gesetzgebung ist so abzuändern, dass ab 1. Januar 2018  
	 für Neubauten der PlusEnergiehaus-Standard eingehalten wird. Das Gesetz 
	 bestimmt, welche Bauten ganz oder zum Teil von dieser Verpflichtung ausge- 
	 nommen sind.

Erläuterungen
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2.	 Für die energetische Instandstellung von bestehenden Bauten ist ein Anreiz- 
	 System zu schaffen, das sich auf die Reduktion des Energiebedarfs, die  
	 Anwendung energieeffizienter Haustechnikkonzepte und den Einsatz erneuer- 
	 barer Energien ausrichtet.

1.4 Die Argumente des Regierungsrates

Anforderungen der Initiative an Neubauten

Der Initiativtext verlangt für Neubauten zwingend die Einhaltung des PlusEnergie-
Standards, wobei Ausnahmen möglich sind. Da Neubauten nur einen geringen Pro-
zentsatz am gesamten Gebäudebestand ausmachen, wird die Energiebilanz dadurch 
wenig beeinflusst. Ungleich grösser sind die Effizienzpotenziale und die Möglichkei-
ten zur Nutzung von erneuerbaren Energien bei den bestehenden Gebäuden.

Bei der Berechnung des Energiebedarfs für die PlusEnergiebilanz wird beim Vor-
schlag der Initianten auch der Haushaltsstrom berücksichtigt. Damit hängt der 
Bedarf direkt vom Verhalten der Benutzerinnen und Benutzer ab. Erfahrungen zei-
gen, dass diese Werte je nach dem Verhalten und der Anzahl der Bewohnerinnen 
und Bewohner zum Teil sehr grosse Unterschiede aufweisen und sich daher als 
Bemessungsgrössen nur beschränkt eignen.

Das Vollzugsmodell der Initianten ist sehr einfach und mit wenig Aufwand verbun-
den. Problematisch wird es jedoch, wenn die Bilanz negativ ausfällt und die Behör-
den beim bereits bewohnten Gebäude Sanktionen und Nachbesserungen verlangen 
müssen.

Anforderungen der Initiative an bestehende Bauten

Die Initiative verlangt ein Anreizsystem, das bei bestehenden Bauten die Reduktion 
des Energiebedarfs, die Anwendung energieeffizienter Haustechnikkonzepte und 
den Einsatz erneuerbarer Energien unterstützt. Sie lässt jedoch offen, mit welchen 
baulichen und technischen Massnahmen dies erreicht werden soll. Der Regierungs-
rat ist gegen den Erlass von Vorschriften, die bestimmte Technologien ausschliessen. 
Er ist aber auch gegen Anreizsysteme, wie sie die Initiative verlangt. Nach Ansicht 
des Regierungsrates sollen die Wirtschaft und der freie Markt die treibenden Kräfte 
für den Wandel zu mehr Energieeffizienz und erneuerbaren Energien sein.

Erläuterungen
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Umsetzung im Baubewilligungsverfahren

Die Vorgabe der Initiative, die Bilanz des Elektrizitäts- und Wärmeverbrauchs eines 
Gebäudes als einfache Zielgrösse nach der Bauvollendung zu messen, erscheint auf 
Anhieb überzeugend. Allerdings gilt es zu berücksichtigen, dass der planerische Auf-
wand kaum sinken wird. Denn auch die Planung und der Bau eines PlusEnergiehauses 
benötigen eine Energiebedarfsberechnung unter Berücksichtigung der zukünftigen Nut-
zung. Diese Bedarfsplanung ist eine Voraussetzung zur Dimensionierung der Gebäude-
technik, damit das Gebäude die PlusEnergiebilanz tatsächlich auch einhält.

Falls im Baubewilligungsverfahren die Vollzugsbehörde auf den Bilanzierungsnachweis 
vor der Baufreigabe verzichtet, müsste später im Betrieb des Gebäudes ein Monitoring 
aufgebaut werden. Wenn dann festgestellt würde, dass die PlusEnergiehaus-Anforde-
rung nicht erfüllt ist, bliebe nur noch der Weg über Sanktionen. Die Energiebilanz wird 
durch die Gebäudeeffizienz und das Verhalten der Bewohnerinnen und Bewohner be-
einflusst. Bei nicht selbstbewohntem Eigentum oder bei fremdvermieteten Dienstleis-
tungsgebäuden müsste die Verantwortung für die Behebung von Abweichungen zwi-
schen dem gemessenen und dem geplanten Bedarf definiert werden. Deshalb ist auch 
unklar, wer allfällige Sanktionen zu tragen hätte. Aus diesen Gründen wäre der Vollzug 
für die zuständige Behörde sehr anspruchsvoll, aufwändig und konfliktanfällig. 

Fazit

Die Initiative beinhaltet Elemente, welche in der Systematik auch in den neuen Mus-
tervorschriften der Kantone im Energiebereich vorkommen. Sie schiesst jedoch über das 
Ziel hinaus, was die Anforderungen an Neubauten betrifft. Auch das vorgesehene An-
reizsystem bei den bestehenden Bauten vermag nicht zu überzeugen. Der Regierungsrat 
lehnt aus diesen Gründen die Initiative ab.

1.5 Die Argumente des Initiativkomitees im Wortlaut

Liebe Schwyzerinnen, liebe Schwyzer

Diese Volksinitiative will Unabhängigkeit, Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit für 
unsere Energieversorgung. Ihre Methode ist einfach und klar.

Abhängigkeit und Verschwendung: Etwa 80% des Schweizer Energiever- 
brauchs werden in Form von Öl, Gas und Uran importiert. Das kostet jedes Jahr über 
10 Milliarden Franken. Wertvolle Rohstoffe werden einfach verbrannt. Ohne nachhal-
tige Investitionen.

Erläuterungen
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Was wir finanzieren: Dieses Geld geht auch in Staaten, die unsere Werte grundlegend 
missachten, deren Glaubwürdigkeit fraglich ist und wo fanatischer Terrorismus seine 
Basis errichtet hat. Wir finanzieren also, was wir nicht wollen, wovor wir uns fürchten 
und was wir schliesslich zu bekämpfen haben.

Energiepolitik ist primär Wirtschaftspolitik: Dort setzt die Initiative an. Sie will die 
energetische Auslandabhängigkeit markant reduzieren und stattdessen dringend nöti-
ge Wertschöpfung ermöglichen. Bei uns im Kanton Schwyz.

Der Weg dazu: Unsere Gebäude sollen in Zukunft massiv weniger Energie verbrauchen. 
Gemäss Bundesrat kann mittels Sanierung unseres Gebäudeparks rund 40% des 
schweizerischen Gesamtenergieverbrauchs eingespart werden. Darüber hinaus können 
Gebäude im Umfange von mindestens 25% unseres Gesamtenergieverbrauchs einhei-
mische, erneuerbare Energie produzieren.

Vorteil Gewerbe: Auch der schweizerische Gewerbeverband hat das erkannt und sieht 
im Gebäudepark der Schweiz den Schlüssel zu energetischer Unabhängigkeit und 
Nachhaltigkeit. Unsere Handwerker sind in der Lage, den Gebäudepark zu sanieren. 
Das schafft Arbeit und Verdienst für das regionale Gewerbe.

Einfach und klar: Die Initiative gibt keine Methode vor, sondern zwei einfache Ziele:
a)	 NEUBAUTEN sollen Plusenergiegebäude sein. Das heisst: Auf ein Jahr ge- 
	 rechnet, produzieren sie mehr Energie, als sie verbrauchen.
b)	 BESTEHENDE BAUTEN können mit wenigen Vorgaben und innert vernünfti- 
	 ger Zeit energetisch saniert werden.

Liberaler Ansatz: Das Ergebnis zählt, der Weg dazu ist frei. Bestehende, komplizierte 
Vorschriften werden unnötig. Sie können schlicht und einfach abgeschafft werden.

Und das Beste: Die Wirtschaftlichkeitsrechnung ist positiv. PlusEnergiehäuser rentie-
ren. Der Kanton Schwyz kann zum «Eigenwerk», zum eigenen Kraftwerk werden. Wir 
sind in der Lage, unseren Energiebedarf eigenständig zu decken. Für einen unabhän-
gigen, selbstverantwortlichen Kanton Schwyz.

Stimmen Sie deshalb JA zur Volksinitiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den 
Kanton Schwyz».

Das Initiativkomitee

Erläuterungen
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2. Volksinitiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemeinden»

2.1 Übersicht und Abstimmungsfrage

Am 4. März 2016 hat ein Initiativkomitee die Initiative «Keine Bevormundung der 
Bürger und Gemeinden» eingereicht. Die in der Form eines ausgearbeiteten Ent-
wurfs verfasste Initiative verlangt eine Änderung des kantonalen Einführungsgeset-
zes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EGzZGB). Die Initiative will zur Haupt-
sache erreichen, dass die Zuständigkeit für den Kindes- und Erwachsenenschutz 
vom Kanton auf die Gemeinden übertragen wird: Träger der Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörden (KESB) sollen die Gemeinden sein. Sie sollen sich dafür 
zusammenschliessen können. Die Gemeinden sollen die Mitglieder und Ersatzmit-
glieder der KESB bezeichnen und die Mitarbeitenden der Behördensekretariate 
und der Amtsbeistandschaften anstellen. Zuständig für die administrative Aufsicht 
über die KESB soll fortan der Gemeinderat sein. 

Der Kantonsrat hat an seiner Sitzung vom 14. Dezember 2016 die Initiative bera-
ten und als gültig erklärt. Er empfiehlt mit 63 zu 30 Stimmen – entsprechend dem 
Antrag des Regierungsrates – die Initiative abzulehnen.

Der Regierungsrat und die Mehrheit des Kantonsrates lehnen die Initiative ab, weil 
sich die aktuelle Organisation der KESB grundsätzlich bewährt, die Verschiebung 
der Zuständigkeit zu den Gemeinden mit einem unverhältnismässigen finanziellen 
und organisatorischen Aufwand verbunden wäre und die wesentlichen Anforderun-
gen an die KESB im Bundesrecht geregelt sind, die sich durch die vorliegende 
kantonale Initiative nicht beeinflussen lassen.

Abstimmungsfrage
Wollen Sie die Volksinitiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemein-
den» annehmen?
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2.2 Geändertes Bundesrecht und Ausgangslage im Kanton

Das alte Vormundschaftsrecht des Bundes hat sich aufgrund gesellschaftlicher, 
wirtschaftlicher und rechtlicher Veränderungen als nicht mehr zeitgemäss erwie-
sen. Die Bundesversammlung hat deshalb am 19. Dezember 2008 einer umfang-
reichen Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches zum Erwachsenen-
schutz, zum Personenrecht und zum Kindesrecht (Vormundschaftsrecht) 
zugestimmt. 

Das revidierte Bundesrecht legt fest, dass die Behörde für den Kindes- und Erwach-
senenschutz (KESB) eine Fachbehörde sein muss. Gegen Anordnungen der KESB 
wurde ein unmittelbarer gerichtlicher Rechtsschutz vorgeschrieben. 

Innerhalb der neuen bundesrechtlichen Vorgaben mussten die Kantone die Behör-
denorganisation und das Verfahren festlegen. Im Kanton Schwyz hat der Kantons-
rat beschlossen, für den Kindes- und Erwachsenenschutz kantonale Behörden 
einzurichten. Diesen sind Behördensekretariate angegliedert, welche auch für die 
Sachverhaltsabklärungen zuständig sind. Den gerichtlichen Rechtsschutz stellt 
das Verwaltungsgericht sicher (Rechtsmittelinstanz). Das Departement des Innern 
ist die Behörde für die administrative Aufsicht im Kindes- und Erwachsenenschutz. 
Die Zentren für eine amtliche Mandatsführung (Amtsbeistandschaften) sind eben-
falls beim Kanton angesiedelt. 

Nach Anhörung der Gemeinden und Eingemeindebezirke hat der Regierungsrat 
zwei Fachbehörden (KESB) für die Kreise Ausserschwyz und Innerschwyz beschlos-
sen. Im Kreis Ausserschwyz hat er drei und im Kreis Innerschwyz zwei Amtsbei-
standschaften bestimmt.

Das revidierte Bundesrecht trat am 1. Januar 2013 in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt 
übernahm die neue kantonale Organisation die Aufgabe von den Gemeinden.

Erläuterungen



11

Erläuterungen

2.3 Die Volksinitiative im Wortlaut

Kantonale Volksinitiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemeinden»

Die unterzeichnenden, im Kanton Schwyz stimmberechtigten Personen stellen 
hiermit, gestützt auf § 28 der Verfassung des eidgenössischen Standes Schwyz, 
folgendes Begehren:

Das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 14. September 
1978 sei wie folgt zu ändern:

§	5	 III. Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden
1	Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden werden von den Gemeinden  
	 geführt. Sie können sich zu diesem Zweck zusammenschliessen.
2	Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden bestehen aus Fachpersonen sowie 
	 aus Vertretern der Gemeinden.
3	Sie nehmen die ihnen im Zivilgesetzbuch und im übrigen Bundesrecht zugewie- 
	 senen Aufgaben im Kindesschutz, im Erwachsenenschutz und bei der fürsorge- 
	 rischen Unterbringung wahr.
4	Der Kantonsrat erlässt weitere Bestimmungen über die Organisation der Kindes- 
	 und Erwachsenenschutzbehörden und die vom Bundesgesetz zugelassenen 
	 Ausnahmen.

§	5a	(neu)
1	Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden unterstehen der Aufsicht des  
	 Gemeinderates.
2 Der Kantonsrat regelt die Einzelheiten.

§	6	 IV. Departemente
1	streichen
2	Das vom Regierungsrat bezeichnete Departement ist zuständig in folgenden 
	 Fällen:

§	7	 V. Regierungsrat
2	streichen

§	24	 I.	Organisation
    	 1. Ämter
streichen
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§ 25		 2. Anstellung
Die Gemeinden bezeichnen die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörden und stellen die Mitarbeiter der Behördensekretariate 
und der Amtsbeistandschaften an.

§ 27		 4. Besetzung und Vertretung
1	Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde trifft ihre Verfügungen und fällt 
	 Entscheide vorbehältlich abweichender Bestimmungen als Kollegialbehörde.
2	Der Kantonsrat regelt die Einzelheiten.

§ 28		 5. Einzelzuständigkeiten
Abs. 2 lit. b, d, f, g, h, j
streichen

§ 29		 II. Melderecht und Meldepflicht
1	In Ergänzung zu den Meldepflichten gemäss Bundesrecht sind auch Lehr- 
	 personen an privaten Schulen sowie Ärzte, die in Ausübung ihres Berufes von der 
	 Hilfsbedürftigkeit einer Person Kenntnis erhalten, zur Meldung an die Kindes- 
	 und Erwachsenenschutzbehörde verpflichtet.
2	Sie weisen die Betroffenen vorgängig auf die beabsichtigte Meldung hin.

§ 31		 2. Entschädigung und Spesen
1	streichen
2	Ist kein Vermögen vorhanden, trägt die Gemeinde, dessen Kindes- und 
	 Erwachsenenschutzbehörde zuständig ist, die Entschädigung und den Spesen- 
	 ersatz.
3 streichen

§ 33		 IV. Amtsbeistandschaft
streichen
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2.4 Die Argumente des Regierungsrates

Die Initiative will zur Hauptsache, dass die Zuständigkeit für den Kindes- und  
Erwachsenenschutz vom Kanton auf die Gemeinden übertragen wird. Mit der kan-
tonalen Gesetzesinitiative können die Zustände des alten Vormundschaftsrechts 
jedoch nicht wieder hergestellt werden. Die wesentlichen Änderungen hin zum 
modernen Kindes- und Erwachsenenschutzrecht sind auf Stufe Bundesrecht im 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB) erfolgt. Die Vorgabe, dass die Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörde (KESB) eine Fachbehörde sein muss, kann mit der 
Anpassung des kantonalen Rechts nicht aus der Welt geschafft werden. Auch  
bei einer Annahme der Initiative wird es im Kanton Schwyz weiterhin Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörden (KESB) geben. Und auch an deren Auftrag, der vom 
Bundesrecht vorgegeben ist, ändert sich nichts.

Bei einer Annahme der Initiative müssten die Gemeinden Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörden (KESB) errichten sowie die Amtsbeistandschaften führen.  
Bezogen auf die Einwohnerzahl bilden die Gemeinden im Kanton Schwyz je für 
sich nicht die ideale Grösse, um sich die bundesrechtlich gebotene Fachbehörde 
eigenständig leisten zu können. Sie werden sich zwangsläufig zusammenschlies-
sen müssen, um auch einen aus betriebswirtschaftlicher Sicht effizienten Betrieb 
der KESB und der Amtsbeistandschaften zu erreichen.

Die zwei bestehenden Zuständigkeitskreise der KESB Ausserschwyz und der KESB 
Innerschwyz haben je ein Einzugsgebiet von rund 92 000 und 62 000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern. Der Regierungsrat hat 2012 darauf verzichtet, drei Kreise 
zu bilden, weil diese im Vergleich zu den zwei Kreisen höhere Kosten verursacht 
hätten. Zudem hat er drei Kreise bezüglich der Fallzahlen als zu klein erachtet.

In den Nachbarkantonen Zürich, Luzern und St. Gallen sind die Gemeinden Träger 
der KESB. Sie haben sich zu diesem Zweck zu Gemeindeverbänden zusammenge-
schlossen. Trotzdem stehen die KESB in diesen Kantonen genauso oder noch 
stärker in der Kritik – nicht zuletzt auch durch die Trägergemeinden selbst.

Lastenverschiebung auf die Gemeinden

Der Netto-Aufwand für die beiden KESB mit den Behördensekretariaten und für die 
Amtsbeistandschaften (Verwaltungskosten sowie Mietzinsen und Nebenkosten für 
die Liegenschaften) betrug 2016 für den Kanton Schwyz rund 8.5 Mio. Franken 
(Vorjahr: rund 8.8 Mio. Franken). Eine Annahme der Initiative hätte eine Lasten-
verschiebung vom Kanton hin zu den Gemeinden zur Folge. Mit der Trägerschaft 
würden auch die Kosten auf die Gemeinden übergehen. 
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Die Fakten sprechen für die heutige Lösung

Der Regierungsrat ist überzeugt, dass der durch das Kantonsparlament einge-
schlagene Weg der Kantonalisierung des zivilrechtlichen Kindes- und Erwachse-
nenschutzes für den Kanton Schwyz gerade auch aus der entscheidenden Sicht der 
hilfsbedürftigen Personen der richtige ist. Die Organisation in den beiden KESB ist 
eingespielt. Die aktuelle Verfahrenslast kann bewältigt werden. Die KESB pflegt 
den Kontakt mit den verschiedenen Institutionen, mit denen sich Schnittstellen 
bilden. Sie widmet sich den Anliegen der Gemeinden und arbeitet mit diesen zu-
sammen. 

Die Qualität der Arbeit einer KESB zu beurteilen, ist nicht einfach. Hält man sich 
dabei an die vorhandenen Fakten, kann den beiden KESB im Kanton Schwyz ein 
gutes Zeugnis ausgestellt werden: Im Jahr 2016 haben sie insgesamt rund 3600 
Verfahren erledigt. Im gleichen Zeitraum wurden 44 Beschwerden gegen Beschlüs-
se der beiden KESB vom Verwaltungsgericht behandelt. Davon hat das Verwal-
tungsgericht lediglich eine Beschwerde gutgeheissen und drei Beschwerden teil-
weise gutgeheissen.

Erheblicher zeitlicher und finanzieller Aufwand

Sowohl aus fachlicher wie auch aus volkswirtschaftlicher Sicht wäre es falsch, die 
mit grossem Aufwand geschaffene und funktionierende kantonale Organisation zu 
zerschlagen und nach lediglich vier Betriebsjahren wiederum eine völlig neue  
Organisation mit den gleichen Aufgaben unter der Trägerschaft der Gemeinden 
aufzubauen, was wiederum mit einem erheblichen zeitlichen und finanziellen Auf-
wand verbunden wäre.

Bei der Annahme dieser ausformulierten Gesetzesinitiative muss der Initiativtext 
ohne Änderung in das kantonale Recht (EGzZGB) übernommen werden. Die  
Prüfung der Gültigkeit der Initiative kommt zum Schluss, dass die Umsetzung der 
in der Initiative vorgeschlagenen Regelungen zwar nicht unmöglich ist, jedoch 
anspruchsvoll und aufwändig würde. Es würde dem Kantonsrat in abschliessender 
Kompetenz obliegen, die dafür notwendigen konkretisierenden Bestimmungen zu 
erlassen.

Die Fachgruppe Gesellschaft des Verbandes Schwyzer Gemeinden und Bezirke 
(vszgb) hat im Jahr 2016 bei den Fürsorgebehörden im Kanton Schwyz eine  
«Umfrage zur KESB und zur KESB-Initiative» durchgeführt. Dabei hat sich keine 
einzige Fürsorgebehörde für die Initiative ausgesprochen.
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2.5 Die Argumente des Initiativkomitees im Wortlaut

Liebe Schwyzerinnen und Schwyzer

Die Schwyzer Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) sollen dank der In-
itiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemeinden» schnell, menschlich und 
vor Ort Handeln können.

Per 1. Januar 2013 haben Regierungsrat und Kantonsrat die bewährten und  
bestens funktionierenden Strukturen der Vormundschaftsbehörden zerschlagen und 
zwei kantonale Fachbehörden geschaffen. Die Kosten der KESB sind förmlich explo-
diert. Ohne Not wurden die Rechte der Bürger und der Gemeinden ein-  
geschränkt, und die Gemeindebehörden werden seither regelrecht bevormundet:

–	 Die Gemeinden können heute weder entscheiden noch haben sie das Recht, 
	 Beschwerden zu erheben. Trotzdem haben sie die Kosten für Heimaufenthalte 
	 und Therapiemassnahmen zu tragen, welche die KESB festlegen. Eine Kon- 
	 trolle über die KESB findet nicht statt. Die KESB bildet ein Staat im Staat.
–	 Die Gemeinden müssen für die KESB Abklärungen in den Sozial- und Fürsorge- 
	 ämtern, in den Altersheimen und in der Schulbehörde treffen, haben aber um- 
	 gekehrt nichts zu sagen. 

Mit der Initiative werden diese krassen Bevormundungen behoben. Die Gemeinden 
sollen wieder verantwortlich sein für Massnahmen im Kindes- und Erwachsenen-
schutz. Die vorgeschlagene Lösung ist bundesrechtskonform, was vom Regierungsrat 
nicht bestritten wird.

–	 Die Gemeinden können auf ihre Erfahrungen zurückgreifen und sehr schnell und 
	 kostengünstig eigene Fachbehörden schaffen. Sie können zudem Personen in  
	 diese Behörde delegieren, welche die Gemeinde und die Strukturen aber auch 
	 die Familien bestens kennen. Damit fallen Doppelspurigkeiten mit den Sozial- 
	 und Fürsorgeämtern, den Altersheimen und Schulbehörden usw. weg. Die  
	 Initiative ermöglicht effizientes Handeln und baut Bürokratie ab.
–	 Im Unterschied zu heute sollen Praktiker und Fachleute die Entscheide  
	 zusammen fällen. Somit vereint die Initiative alt Bewährtes mit Neuem, ganz  
	 im Sinne der betroffenen Menschen.
–	 Die heute mangelhafte Kontrolle und Aufsicht wird behoben. 
–	 Es gibt keinen Grund, weshalb eine Gemeinde für die Baugesuche, die Feuer- 
	 wehr, die Gemeindeschule usw. verantwortlich ist, nicht aber für die eigene 
	 Bevölkerung. Wo sich die Bürgerinnen und Bürger noch persönlich kennen, 
	 können Lösungen schneller, unbürokratisch, praxisorientiert und zum Wohl der 
	 hilfesuchenden Personen getroffen werden.

Ein Unfall, eine Krankheit oder ein anderer Schicksalsschlag können jeden von uns 
schon morgen treffen. Ihr JA ist ein JA für eine bürgerfreundliche und menschliche 
Lösung.

Initiativkomitee

Erläuterungen



Regierungsrat und Kantonsrat empfehlen den Stimmberechtigten am 21. Mai 2017 
wie folgt zu stimmen:

	 -	 Nein zur Volksinitiative «PlusEnergiehaus – das Kraftwerk für den Kanton Schwyz»

	 -	 Nein zur Volksinitiative «Keine Bevormundung der Bürger und Gemeinden»

Empfehlungen an die Stimmberechtigten

Herausgegeben von der Staatskanzlei des Kantons Schwyz
Redaktionsschluss: 21. März 2017


